
Mittwoch, 12. Juni 201916 SCHWEIZ

FDP-Fraktion desavouiert
Parteispitze bei Umweltthema
Freisinnige wollen nun doch keinen Gegenvorschlag zur Trinkwasser-Initiative

FDP-Präsidentin Petra Gössi und
Fraktionschef BeatWalti wollten
mit verbindlichen Massnahmen
die Pestizidbelastung senken.
Doch die Mehrheit der
FDP-Nationalräte verweigert
die Gefolgschaft. Damit ist ein
Gegenvorschlag chancenlos.

CHRISTOF FORSTER, BERN

Noch Ende Mai haben die FDP-Natio-
nalräte in der Wirtschaftskommission
(WAK) einem indirekten Gegenvor-
schlag zu den beiden Pestizid-Initiativen
zugestimmt. Sie reagierten damit wohl
auch auf die Umwelt- und Klima-Um-
frage der FDP-Basis, bei der sich eine
Mehrheit für einVerbot vonPestiziden in
der Lebensmittelproduktion aussprach.
Im neuen Positionspapier schreibt die
Parteileitung, die Risiken beim Einsatz
von Dünger und Pestiziden müssten
reduziert werden. Deshalb solle unter
anderemderAktionsplanPflanzenschutz
desBundes verpflichtendumgesetztwer-
den.Am 22. Juni werden die FDP-Dele-
gierten über die definitive Fassung des
Papiers entscheiden. Inzwischen hat sich
jedoch die FDP-Fraktion dagegen aus-
gesprochen, den Aktionsplan für ver-
bindlich zu erklären. Sie hat am Diens-
tag einen Gegenvorschlag zu den Initia-
tiven, der dies beabsichtigt, abgelehnt.

Die Pestizid-Initiative will einVerbot
dieser Chemikalien in der Schweiz. Zu-
dem will sie den Import von Lebensmit-

teln untersagen, die synthetische Pesti-
zide enthalten oder mit deren Hilfe
hergestellt worden sind. Die Trink-
wasser-Initiative verlangt, dass nur noch
Bauernbetriebe Subventionen erhalten,
die keine Pestizide einsetzen und in der
Tierhaltung ohne prophylaktische Anti-
biotika auskommen.

Die beiden Initiativen gehen vielen
Parlamentariern zu weit. Eine Allianz
aus Vertretern von SP, Grünen und

GLP hat sich deshalb für einen indirek-
ten Gegenvorschlag starkgemacht. Die-
ser sieht vor, den vom Bundesrat 2017
verabschiedeten Aktionsplan Pflanzen-
schutzmittel durch Gesetzesanpassun-
gen verbindlich zu machen. Die Allianz
konnte dafür auch die fünf FPD-Mitglie-
der der WAK, darunter FDP-Präsiden-
tin Petra Gössi und Fraktionspräsident
Beat Walti, gewinnen. Sie unterstützten
den Gegenvorschlag unisono. «Nur ver-
bindlicheMassnahmen können die Pesti-
zidbelastung in der Schweiz spürbar sen-
ken», sagteWalti Ende Mai dem «Tages-

Anzeiger». Er habe den Eindruck, «dass
Teile der Landwirtschaft das Problem
auf die lange Bank schieben wollen».
Der Antrag scheiterte knapp mit 13 zu
12 Stimmen – amWiderstand von CVP,
SVP und BDP.

Nach der Niederlage in der Kommis-
sion setzendieBefürworter einesGegen-
vorschlags auf Abweichler in der CVP,
die ihnen im Nationalrat zu einer Mehr-
heit verhelfen könnten.Die grosse Kam-
mer wird nächste Woche das Geschäft
beraten. Doch mit dem Nein der FDP-
Fraktion imVerhältnis von zwei Dritteln
zu einem Drittel ist ein Gegenvorschlag
praktisch chancenlos geworden. Von
der CVP ist nach gegenwärtigem Stand
höchstens mit fünf Stimmen zu rechnen.
Bauernpräsident und CVP-Nationalrat
Markus Ritter schafft es meist, die CVP-
Fraktion bei landwirtschaftlichen Ge-
schäften auf seine Linie zu bringen. Rit-
ter lehnt den Gegenvorschlag ab.

Was ist in der FDP passiert? Noch
vergangene Woche rechnete Walti da-
mit, dass zwei Drittel der Fraktion den
Gegenvorschlag unterstützen. Dessen
Erarbeitung würde zu einer einjährigen
Unsicherheit führen und die Umsetzung
desAktionsplans in der Zwischenzeit er-
schweren, sagt FDP-Nationalrat Olivier
Feller, der für das Geschäft zuständig ist.
Die Mehrheit will das Thema im Rah-
men der Agrarpolitik 22+ behandeln.
Eine Rolle gespielt haben offenbar auch
parteitaktische Überlegungen, wie es
aus der Fraktion heisst. Man wollte den
Grünliberalen imWahljahr keine Bühne
zur Profilierung geben.
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Beat Walti
FDP-Nationalrat

Petra Gössi
FDP-Präsidentin
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Glarners Eskapade ist kein
Thema in der SVP-Fraktion
fab. · Die SVP-Fraktion hat sich an
ihrer Sitzung am Dienstag im Bundes-
haus nicht mit den ausserparlamentari-
schen Aktivitäten ihres Nationalrats
Andreas Glarner beschäftigt. Dies liess
die Partei nach der Sitzung verlauten.
Weder Parteipräsident Albert Rösti
noch FraktionschefThomasAeschi woll-
ten auf Nachfrage auf das Thema ein-
gehen. SVP-Asylchef Glarner hatte auf
Facebook eine Lehrerin namentlich an-
geprangert und ihre Handynummer ver-
öffentlicht; am Wochenende hat er sich
dafür entschuldigt. Die betroffene
Schulpflege und die Lehrerin wollen ihn
anzeigen.

12,9 Milliarden Franken
für den Bahnausbau
(sda) · Das Parlament will in den nächs-
ten Jahren 12,89 Milliarden Franken für
den Ausbau der Bahninfrastruktur aus-
geben. Der Ständerat hat am Dienstag
die Differenzen zumAusbauschritt 2035
ausgeräumt.Offen war noch,ob auch die
Bahnhöfe Winterthur Grüze Nord und
ThunNord finanziert werden sollen.Der
Nationalrat hatte die beiden Projekte
vergangeneWochemit grosserMehrheit
in die Vorlage aufgenommen. Die Zu-
satzkosten belaufen sich auf 69 Millio-
nen Franken. Der Ständerat schloss sich
oppositionslos an. Beide Projekte sind

eigentlich unbestritten, gelten jedoch als
verfrüht.Angesichts des relativ geringen
Betrags handle es sich aber um «lässliche
Sünden», sagte Kommissionssprecher
Claude Janiak (Basel-Landschaft, sp.).

380 Millionen Franken
für den Standort Schweiz
(sda) · Der Nationalrat will die Attrak-
tivität und Wettbewerbsfähigkeit der
SchweizerWirtschaft fördern. Er hat am
Dienstag für die Standortförderung
2020–2023 insgesamt 380,3 Millionen
Franken gesprochen. Profitieren sollen
derTourismus,die KMUund die Export-
wirtschaft. Dabei war die grosse Kam-
mer grosszügiger als der Bundesrat. Der
Rat erhöhte den Betrag für die Agentur
Innotour,welche die Innovation, die Zu-
sammenarbeit und den Wissensaufbau
im Tourismus fördert. Eine Erhöhung
des Kredits für Schweiz Tourismus hin-
gegen fand keine Mehrheit.

Auch Ständerat will Schutz
des Wolfs stark lockern
(sda) · Der Wolfsschutz soll gelockert
werden. Das will das Parlament. Der
Ständerat hat sich am Dienstag im um-
strittensten Punkt demNationalrat ange-
schlossen. Dass der Schutz gelockert
werden soll, hatten die Räte bereits vor-
her entschieden: Die Behörden sollen
Tiere künftig zum Abschuss freigeben
dürfen, bevor Schaden entstanden ist.
Umstritten waren aber noch die Bedin-
gungen. Der Bundesrat wollte die Ab-
schüsse nur dann zulassen, wenn grosser
Schaden droht und wenn dieser nicht mit
zumutbaren Massnahmen verhütet wer-
den kann. Das Parlament hat nun aber
beschlossen, eine Dezimierung des
Wolfsbestandes bei jedem drohenden
Schaden zu ermöglichen – und selbst
dann, wenn keine Herdenschutzmass-
nahmen ergriffen wurden.Der Entscheid
fiel mit 25 zu 16 Stimmen.

Jungfreisinnige sind empört
wegen des Frauenstreiks
Badener Kantonsschülerinnen erhalten Streikaufruf über den offiziellen Mailverteiler

SIMON HEHLI

«Wir müssen weiterkämpfen!» Das steht
in einer Mail, die vergangeneWoche alle
Schülerinnen und Schüler der Kantons-
schule Baden über den offiziellen Ver-
teiler für Rundmails bekommen haben.
Eine Schülerin fordert darin ihre Kolle-
ginnen und Kollegen auf, am Freitag ein
Kleidungsstück inLila oderViolett zu tra-
gen und am nationalen Frauenstreik mit-
zumachen. Auch wer sich nicht Feminist
oder Feministin nenne, könne sich für ge-
rechte Löhne interessieren, betont sie. In
der Mediothek gibt es am Freitag Auf-
führungen der Filme «Die göttliche Ord-
nung»und«FemalePleasure».Um15 Uhr
50 versammeln sich die Streikenden, um
gemeinsam zurDemo inAarau zu fahren.

Einer Gruppe sind diese Aktionen
in den falschen Hals geraten: Die Aar-
gauer Jungfreisinnigen empören sich
in einem offenen Brief an den kanto-
nalen Bildungsdirektor Alex Hürzeler
und schreiben, die politische Neutralität
der Schulen sei gefährdet. Unter ande-
rem deshalb,weil die Schüler in derMail
aufgefordert werden, die Lehrpersonen
ebenfalls zumMitmachen zu animieren –
denn wenn die ganze Klasse beim Streik

mitmacht, muss niemand einen freien
«Q-Tag» dafür opfern. Davon haben die
Aargauer Schüler zwei pro Schuljahr zur
Verfügung.

Mühe haben die Nachwuchslibera-
len auch mit der Tatsache, dass manche
Aktivitäten in den Schulräumlichkeiten
stattfinden werden. Sie schreiben des-
halb an SVP-Regierungsrat Hürzeler:
«Jene Schüler, welche am Frauenstreik
eigentlich nicht teilnehmen wollen, wer-
den durch diese Kooperation der Frau-
enstreikunterstützermit der Schulleitung
der Kantonsschule Baden also faktisch
auch dazu gezwungen, als ‹Social Event›
am Frauenstreik teilzunehmen.»

Zudemwerde in derMail implizit zur
Identifikation mit einem Manifest auf-
gerufen, welches teilweise einen Inhalt
mit «äusserster politischer Sprengkraft»
besitze, monieren die Jungfreisinnigen.
Das Papier enthält die Forderung nach
einer substanziellenErhöhung derAHV,
nacheinerFrauenquote fürParteienoder
einem einmonatigenVaterschaftsurlaub.
«All dies wird durch die Schulleitung of-
fenbar nicht nur goutiert, sondern auch
noch aktiv unterstützt», schreiben die
Kritiker.Siebemängeln,dass es sichnicht
um einen Einzelfall handle. So habe die

Berufsschule Aarau die Weisung erlas-
sen, am Freitag zwischen 10 und 12 Uhr
keinePrüfungenabzuhalten,weil einTeil
der Schülerschaft streiken wolle.

Der Rektor der Kanti Baden, Daniel
Franz, sagt auf Anfrage der NZZ, die
Vorwürfe der Jungfreisinnigen hät-
ten ihn völlig überrascht. Nur weil die
Schulleitung bewilligt habe, dass Lehre-
rinnen und Schülerinnen ein Programm
zum Frauenstreik auf die Beine stellten,
heisse das nicht, dass sie dadurch ein
politisches Statement abgebe. «Wir sind
jedoch überzeugt, dass gesellschaftspoli-
tisch relevante Themen an einer Kan-
tonsschule Platz haben müssen, und
möchten dafür auf pragmatische Art
einen angemessenen Rahmen schaffen.»

Er sei nicht informiert gewesen, dass
die Mail der Schülerin über den offiziel-
len Verteiler verschickt werden sollte,
betont Franz, er findet das Vorgehen
auch nicht problematisch. Das passiere
oft, wenn jemand einAnliegen habe, das
die ganze Schülerschaft betreffe. «Und
die Schülerin macht in ihrer Mail ja nur
auf einen schulischen Anlass aufmerk-
sam.» Das Aargauer Bildungsdeparte-
ment stellt sich in einem Communiqué
hinter die Schulleitung.

Gesundheitskosten auf
82,5 Milliarden gestiegen
Ausgaben wachsen 2017 etwas abgeschwächt

(sda) · Die Gesamtausgaben für das
Gesundheitswesen steigen weiter: 2017
wurden pro Einwohner im Monat 814
Franken dafür aufgewendet. Das sind
2,6 Prozent mehr als im Jahr davor. Im
Fünfjahresvergleich liegt derAnstieg der
Gesundheitsausgaben aber leicht unter
dem Schnitt. In den letzten fünf Jahren
stiegen die Kosten durchschnittlich um
3,4 Prozent jährlich auf 82,5 Milliarden
Franken im Jahr 2017, wie provisorische
Zahlen des Bundesamts für Statistik zei-
gen. Über ein Viertel der Gesamtkosten
wurde für ambulante Behandlungen aus-
gegeben, nämlich 26,5 Prozent oder 216
Franken pro Einwohner und Monat.
Knapp jeder fünfte Franken – 19,3 Pro-
zent oder 157 Franken pro Person – floss
in die Langzeitpflege und noch einmal so
viel in die stationäre Kurativbehandlung,
sprich in Spitalaufenthalte.

Von den 2,6 Prozent Mehrausga-
ben in Gesamthöhe von 2,1 Milliarden
Franken entfielen 0,7 Milliarden auf
Arztpraxen und 0,6 Milliarden auf Spi-
täler. Sozialmedizinische Einrichtun-
gen und ambulante Leistungserbringer
schlugen um je 0,3 Milliarden Franken
auf. Deutlicher wird das Bild im Fünf-
jahrestrend. Die Erhöhung der Spital-

kosten lag mit 3,5 Prozent im Fünfjah-
resschnitt, der Detailhandel verteuerte
sich mit 1,8 Prozent unterdurchschnitt-
lich. Besuche beim Arzt stiegen leicht
überdurchschnittlich um 4,3 Prozent.
Sehr viel Mehrkosten verursachten «an-
dere ambulante Leistungserbringer» wie
Physiotherapeuten und «unterstützende
Dienstleister» wie Labore und Rettung
mit 8 beziehungsweise 8,7 Prozent.

Der durchschnittliche Einwohner
dürfte den Anstieg der Gesundheits-
kosten kaum bemerkt haben. Denn von
814 Franken im Monat entfielen auf ihn
233 Franken Direktkosten zusätzlich zu
den Versicherungsprämien und Steuern.
Das ist nur ein Franken mehr als 2016.

292 Franken pro Person und Monat
übernahm die obligatorische Kranken-
versicherung, 147 zahlte der Staat. 50
Franken wurden durch Sozialversiche-
rungen wie AHV, IV und die Unfallver-
sicherungen gedeckt, 29 Franken durch
andere Träger der sozialen Sicherheit
und bedarfsabhängige Sozialleistungen
sowie 53 Franken durch Zusatzversiche-
rungen.DasVerhältnis der Gesundheits-
ausgaben zum Bruttoinlandprodukt lag
bei 12,3 Prozent. ImOECD-Raum errei-
chen nur die USA einen höherenWert.
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Die FDP startet in den Wahlkampf – die Stadtpartei
macht sich Gedanken zur Zukunft Zürichs SEITE 18

Für Steuerzwecke muss eine Patenschaft
nicht mehr zwingend kirchlich erfasst werden SEITE 19

«Männer sind tolle Wesen –
wir dürfen stolz auf uns sein»
Das Zürcher Mannebüro berät seit dreissig Jahren Männer mit Gewalt- und Sexproblemen. Dessen Leiter Mike Mottl
sieht die Zürcher Institution als direkte Folge des Feminismus. Das Gespräch führte Michael von Ledebur

Herr Mottl, ist der Mann eine Fehlkon-
struktion?
Selbstverständlich ist er das nicht.

Zu diesem Schluss könnte man aber
gelangen. Die Rede von der toxischen
Männlichkeit ist en vogue. Demnach
schaden Männer, die gewissen Rollen-
bildern folgen, sich selbst und ihrer Um-
welt. Argumentiert wird mit der höhe-
ren Zahl von Suiziden oder Gewaltver-
brechen, die Männer sehr viel öfter be-
gehen als Frauen.
Ichmag den Begriff der toxischenMänn-
lichkeit nicht, aber es gibt tatsächlich
schädliche Verhaltensweisen, die vor-
nehmlich Männer betreffen. Dogmati-
sche Geschlechterstereotype und enge
Rollenklischees können behindernd
und gefährlich sein. Im Mannebüro ist
es geradeTeil unsererAufgabe, daran zu
arbeiten.Aber eine Fehlkonstruktion ist
der Mann deshalb auf keinen Fall. Wir
Menschen sind eine wunderbare Spezies,
undMänner sind tolleWesen.Wir dürfen
stolz auf uns sein.

«Den Mann in sich töten», stand auf
einemTransparent, das bei der Siedlung
Kalkbreite hing.
Forderungen dürfen provokativ formu-
liert sein. Dennoch: Ich finde diese For-
mulierung . . . lassen Sie mich nach der
richtigen Formulierung suchen . . . doof.
Wir werden zufällig in eines von zwei
Geschlechtern hineingeboren, hinein-
erzogen und entwickeln uns individuell,
selbstverständlich geprägt von der eige-
nen Sozialisation, von Rollenbildern,
auch von patriarchalischen. Das gilt für
Männer wie Frauen. Es gibt Männer
und Frauen, die offen sind für Verände-
rungen, und Männer und Frauen, die es
nicht sind. Unser Büro ist vor dreissig
Jahren aus der Motivation der Gleich-
berechtigung heraus entstanden.

Das Mannebüro wurde mit feministi-
schem Anspruch gegründet?
Es wurde natürlich von Männern ge-
gründet, aber von Männern im Umfeld
der Sozialarbeit, die sich imRahmen der
Gleichstellungsdebatte fragten:Was kön-
nen wir tun? Häusliche Gewalt ist eine
Form der Gewalt, die die Geschlechter
radikal trennt. Insofern war das Manne-
büro eine direkte Folge des Feminismus
und verstand sich immer auch als Part-
nerstelle für Fachfrauen.

Unterstützen Sie die Forderungen des
Frauenstreiks nach Gleichberechtigung?
Selbstverständlich, ich finde ihn wich-
tig und richtig. Alle Ungerechtigkeiten,
auch jene, die durch unsere Sozialisation
geprägt sind, gilt es zu überwinden.

Von «toxischer Männlichkeit» spricht
man noch nicht so lange. Spüren Sie,
dass sich der Blick auf Männer verän-
dert hat?
DieAufmerksamkeit in den Medien hat
sich verändert. #MeToo-Phänomene sind
nichts Neues. In der Fachwelt sind das
schon länger Themen. Auch unsere
Arbeit hat sich nicht wesentlich verän-
dert. Die Probleme der Männer sind
noch immer dieselben wie vor einigen
Jahren. Es hat aber wohl die #MeToo-
Bewegung gebraucht. Vielen Männern
ist erst jetzt klargeworden, in welchem
Ausmass Übergriffe gegen Frauen statt-
finden.

Zu Ihnen kommen Männer, die Bezie-
hungsprobleme haben, meist Gewalt-
probleme. Ist es Ihr Ziel, ein problema-

tisches Männerbild zu überwinden, den
Männern ihre schädlichen Verhaltens-
weisen quasi auszutreiben?
Wenn Männer in einer Partnerschaft
aggressiv werden, die Nerven verlieren,
hat das natürlich auch mit männlichen
Rollenbildern zu tun. Es gibt aber meist
sehr viele, individuelle Gründe.Wir ma-
chen jedoch keine Therapien, sondern
arbeiten mit beraterischen Mitteln. Wir
wollen die Männer befähigen, mit ihrer
Situation gewaltfrei umzugehen. Ein
Therapeut fragt sich, vereinfacht aus-
gedrückt, was bei diesem Mann schief-
gegangen ist. Bei uns geht es darum,
Männer zu befähigen, mit ihren Kri-
sen besser umzugehen. Das entspricht
dem, was die meisten Männer wollen.
Wir sind sehr erfolgreich mit unseren
Beratungen bei Männern, die freiwillig
zu uns kommen.

Dass Männer dies überhaupt tun, lässt
einen staunen. Es gilt ja als typisch
männlich, sich keine Hilfe holen zu
wollen.
Im Kanton Zürich gibt es ein Dutzend
Frauenberatungsstellen und nur ein
Mannebüro. Das zeigt das unterschied-
liche Hilfesucheverhalten von Männern
und Frauen deutlich auf. Freiwillig kom-
men die meisten ja auch nicht zu uns. Sie
machen den Schritt meist dann,wenn die
Partnerin sagt: Entweder du bekommst
dich in denGriff – oder ich verlasse dich.

Der erste Schritt dürfte für viele schwie-
rig sein.

Deshalb ist es enorm wichtig, wie man
hier ankommt. Bei uns gibt es kein
Wartezimmer, sondern man trinkt zu-
nächst einen Kaffee zusammen. Es ist
wichtig, dass sich die Männer wohl füh-
len, wenn sie sich, vielleicht nach einem
halben Jahr des Zauderns, zu uns trauen.
Unsere Berater haben gute Ausbildun-
gen und einiges an Lebenserfahrung.
Trotzdem hängt ein Grossteil unse-
res Beratungserfolgs vom Start ab. Ob
sich der Mann darauf einlassen will oder
nicht, entscheidet sich sehr schnell.

Es gibt Migrantengruppen, bei denen
häusliche Gewalt überdurchschnittlich
oft vorkommt, beispielsweise bei Tami-
len. Erreichen Sie jene Bevölkerungs-
gruppen, die eine Beratung nötig hätten?
Wir haben ein Defizit bei den Migran-
ten, das ist keine Frage. Es ist sehr viel
schwieriger, an Männer aus diesen Be-
völkerungsgruppen heranzukommen.
Das möchten wir verbessern:Wir möch-
ten Leute aus diesen Kulturkreisen aus-
bilden.Aber wir sind eine kleineOrgani-
sation. Heute arbeiten wir vor allem mit
westeuropäischen Männern. Für Män-

ner aus anderen Kulturkreisen ist es viel
schwieriger, sich auf eine längere Bera-
tung einzulassen.

Kann man von Macho-Kulturen spre-
chen?
Das ist einAspekt – aber nur einer unter
vielen. Unser Ziel ist, dass jemand am
Ende der Beratung keineGewalt ausübt.
Dazu gehört dieAuseinandersetzungmit
dem eigenen Rollenbild.Wenn aber ein
Mann eine andereVorstellung von Fami-
lie hat, müssen wir ihm nicht die west-
europäischeArt aufdrängen.Wir respek-
tieren seine Herkunft und seine Eigen-
art. Es muss ja nicht heissen, dass er
seine Frau deshalb schlecht behandelt.
Wir fokussieren auf das Verhindern von
häuslicher Gewalt – und das unterstüt-
zen auch die allermeisten Männer einer
traditionsgebundeneren Herkunft.

Ein Drittel der 1300 Beratungen, die Sie
jährlich machen, entfällt auf Personen,
die aus polizeilichen Gründen zu Ihnen
kommen: Leute, gegen die die Polizei
nach einem Vorfall ein zeitlich begrenz-
tes Kontaktverbot ausspricht. Sie ma-
chen die sogenannte «Gefährder-An-
sprache». Wie offen ist diese Personen-
gruppe für Ihr Angebot?
Etwa ein Drittel der Männer macht da-
von Gebrauch. Oft sind das Männer, die
ein bürgerliches Leben leben und sich
noch nie etwas zuschulden haben kom-
men lassen. Nun haben sie eine oder
zwei Nächte im Gefängnis hinter sich.
Das ist oft ein heftiger Schock. Im Ge-
spräch fliessen viele Tränen. Die Ehe
liegt in Trümmern, ihre Kinder dürfen
diese Männer vorerst nicht mehr sehen.
Es geht auch um Suizidprävention.

Diese Krisenberatungen sind auf wenige
Sitzungen angelegt.Wie viel können Sie
bewirken?
Eine Intervention der Polizei schockiert
die meisten der Betroffenen.Viele Män-
ner sagen nach den Beratungen,dass die-
ser erzwungene Unterbruch der Paar-
dynamik ein heilsamer Schuss vor den
Bug gewesen sei. Bei einem Grossteil
von ihnen kann man deshalb davon aus-
gehen,dass sich die Gewalt nicht wieder-
holt.Den Schlamassel in der Ehe können
wir allerdings nicht so rasch lösen.Aber
nur schon das Zuhören bringt enorm
viel. Am Anfang sind viele Männer in
der Opferrolle. Sie fluchen und sagen:
Wie konnte sie das nur tun, wie konnte
sie die Polizei rufen? Sie finden es ge-
mein und brutal, wie sie behandelt wur-
den. Das muss man respektieren. Man
muss würdigen, dass es diesem Mann
schlechtgeht, dass er sich «auskotzen»
muss. In einer zweiten Phase allerdings
geht es darum, dass er für sein Tun Ver-
antwortung übernimmt.

Wenn sich ein schlagender Mann in
einer Opferrolle sieht, wirkt das seltsam.
Andererseits gibt es in einem Konflikt
auch verbale Provokationen. Gibt es
Situationen, in denen Sie die Opferrolle
des Mannes nachvollziehen können?
Heute weiss man, dass Gewalt nicht
nur von den Männern ausgeht. Wenn
wir nicht nur von physischer Gewalt,
sondern auch von psychischer Gewalt
sprechen, sehen wir, dass Gewalt zwi-
schen den Geschlechtern sehr viel aus-
geglichener ist, dass Männer und Frauen
an Grenzen kommen, überfordert sein
können. Das hören einige Frauenorga-
nisationen nicht so gerne.Aber schwere,
lebensbedrohliche Gewalt – und darum
geht es der Polizei – wird fast immer von

Männern ausgeübt.Und für mich als Be-
rater ist es gerade mein erster Job, den
Mann aus seiner Opferrolle herauszu-
holen. Es gibt Leute, die das nach fünf
Minuten verstehen.Andere muss ich bei
jeder Sitzung darauf hinweisen: Herr
Müller, Sie sind wieder in der Opferrolle.

Der Ausstieg aus der Opferrolle ist
zentral.
Absolut. Denn das Pendant zumVerlas-
sen der Opferrolle ist es,Verantwortung
zu übernehmen. Wenn ich sage: Meine
Frau hat mich jahrelang erniedrigt, dann
sage ich zugleich: Ich kann eigentlich
nichts dafür. Es geht aber auch darum,
die Konflikteskalation zu rekonstruie-
ren. Die meisten Männer meinen, sie
seien von null auf hundert explodiert. In
der Fallrekonstruktion merken sie, dass
es sehr wohl «Warnlampen» gibt, die
sie in einer Konfliktsituation erkennen
können. Die meisten Menschen wären
natürlich am liebsten immer gelassen,
aber das ist nicht realistisch.Aggression
ist ein Teil unserer Natur.

Neben Gewalt- bieten Sie auch Sexbera-
tungen an. Deren Zahl hat klar zuge-
nommen. Ist das eine Folge des Inter-
netporno-Konsums?
Wir spüren, dass junge Familienväter
mit dem Internet aufgewachsen sind.
Sexualität hat sehr wohl etwas mit häus-
licher Gewalt zu tun, wenn auch ver-
steckt und unbewusst: Der Mann ist in
einer Rolle, in der er liefern muss. Wir
sprechen vom Sexstress. Klar ist, dass
gerade der problematische Umgang mit
Pornografie zugenommen hat. Zu die-
sem Thema organisieren wir demnächst
eineTagung.Wir wollen das gesellschaft-
liche Bewusstsein dafür fördern, wie wir
dies vor dreissig Jahren mit dem Thema
häusliche Gewalt getan haben.

Eine letzte Frage am Ende dieses Ge-
spräches: Was macht einen guten Mann
aus?
Ich kann nur von mir sprechen. Ich ver-
suche, reflektiert zu sein, mich auf
Augenhöhe mit Menschen, Männern,
Frauen, in meinem Umfeld zu bewegen.
Ich unterstütze Bewegungen, die auf
Gleichstellung fokussiert sind. Ein guter
Mann weiss um die Geschlechterstereo-
type und kann sich weiterentwickeln,
sich davon lösen. Aber wir haben eine
derartige Vielfalt von Männern – und
von Frauen –, dass man die Frage gar
nicht beantworten kann.Wir sind unter-
schiedlich. Und wir müssen uns nicht
schämen für das, was wir sind.

«Unser Ziel ist,
dass jemand
am Ende der Beratung
keine Gewalt ausübt.»

Täter beraten
mvl. · Mitten im Langstrassenmilieu, an
der Hohlstrasse 36, befindet sich die
schweizweit führende Täterberatungs-
stelle, das Mannebüro Züri. Das Ange-
bot gibt es seit dreissig Jahren, was die
Non-Profit-Organisation kürzlich mit
einem Festakt gefeiert hat. 2018 wurden
die vier Berater 1330 Mal konsultiert.
2005 lag diese Zahl noch bei unter 500.
Das Mannebüro finanziert sich über
Spenden sowie über Beratungen imAuf-
trag der Kantonspolizei. Seit fünf Jahren
wird dasMannebüro vonMikeMottl ge-
führt.Der 52-jährige Stadtzürcher arbei-
tete 26 Jahre lang in der Jugendarbeit,
unter anderem als Schulsozialarbeiter,
und hat einen Fachhochschulabschluss in
sozialer Arbeit sowie einen Master in
psychosozialem Management.

«Die meisten kommen nicht freiwillig zu uns», sagt Mike Mottl. ANNICK RAMP / NZZ


